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In dem Verfahren

Verfassungsbeschwerde und Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung
des Herrn Prof. Dr. Christoph Gusy, Bielefeld u. a.
gegen die §§ 113a, 113b des Telekommunikationsgesetzes in der Fassung
des Gesetzes zur Neuregelung der Telekommunikationsüberwachung und
anderer verdeckter Ermittlungsverfahren sowie zur Umsetzung der Richtlinie
2006/24/EG
1 BvR 256/08

ergänze ich die Begründung des Antrags auf Erlass einer einstweiligen Anordnung wie folgt:

Inzwischen liegen erste Erkenntnisse über die Auswirkungen des Gesetzes über die
Vorratsdatenspeicherung vor. Zu Jahresbeginn schrieb der Rechtsanwalt Udo Vetter, seit
Inkrafttreten des Gesetzes seien “Beratungsanfragen in heiklen Dingen [...] deutlich
zurückhaltender formuliert.”1 Der Journalist Sascha Borowski berichtete am 2. Januar, ein Kollege
aus der Redaktion habe sich abgemeldet. Zwei bis drei Stunden lang werde er abwesend sein,
weil er zu einem Gespräch mit einem Informanten reisen müsse. Der Informant sei nicht mehr
bereit, mit ihm zu telefonieren.2 Der Beschwerdeführer zu 6 hat festgestellt, dass Mandanten mit
ihm nicht mehr am Telefon reden wollen und stattdessen Besprechungen bei sich zuhause
verlangen. Durch den vermehrten Zeitaufwand wird seine Tätigkeit massiv gestört.3

Infolge der zitierten Presseberichte hat der Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung unter etwa
8.000 Personen, die sich als Mitbeschwerdeführer registriert hatten, vom 26.-30.01.2008 eine
(nicht repräsentative) Umfrage über beobachtete Auswirkungen der Vorratsdatenspeicherung
durchgeführt. Gefragt wurde, ob konkrete Kommunikationsstörungen infolge des Inkrafttretens
der Vorratsdatenspeicherung am 1. Januar 2008 bemerkt worden sind. Es haben ca. 200 der
Befragten geantwortet. Die Antworten liegen dem „Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung“ als E-
Mails vor. Die Ergebnisse wurden dem Verfahrensbevollmächtigten vom „Arbeitskreis
Vorratsdatenspeicherung“ wie folgt übermittelt:

                                                
1 http://www.lawblog.de/index.php/archives/2008/01/02/angst-vorm-telefon/.

2 http://www.augsblog.de/2008/01/02/die-angst-telefoniert-mit/.

3 http://tagblatt.de/2202915.
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Viele Menschen berichten, dass sie seit Inkrafttreten der Vorratsdatenspeicherung weniger
telefonieren, ihr Handy, E-Mail oder Internet seltener nutzen, oder dass sie in ihrem privaten
Umfeld solche Einschränkungen erleben. Eine Auswahl der diesbezüglichen Antworten:

• [...] berichtet: “Wir betreiben in privater Initiative zwei Internetradiokanäle mit den
entsprechenden Chaträumen. Auffallend dabei, dass versucht wird politische Themen
inzwischen, wenn schon nicht ganz ausgesparen, zumindest sehr reserviert zu behandelt
werden.”

• [...] schaltet sein Mobiltelefon seit Jahresanfang kaum noch ein, um eine
Bewegungsdatenspeicherung zu verhindern. Damit ist er auf diesem Wege nicht mehr
erreichbar, etwa für Pressekontakte.

• [...] berichtet, wichtige Gespräche führe er zunehmend persönlich, insbesondere mit Anwalt,
Arzt, wichtige Kunden, aber auch Personalgespräche und insbesondere Gespräche mit
Freunden.

• [...] berichtet, er unterlasse beim Surfen im Internet jede Aktivität im Bereich seiner
Intimsphäre.

• [...] berichtet, er benutze sein Handy kaum noch.
• [...] berichtet: “‘Dank‘ der VDS muss ich deutlich mehr Zeit aufwenden, um Gespräche mit

meinem Steuerberater vor Ort in dessen Büro durchzuführen bzw. wichtige und vertrauliche
Informationen per Post-Brief zu versenden und zu erhalten. Dies kostet unmittelbar und
mittelbar Zeit: Wir beide (StBer und ich) müssen vieles zu Papier bringen, was sonst in einem
schnellen Telefonat zu erledigen gewesen wäre, ich muss eine Stunde Fahrzeit aufwenden,
um zum StBer ins Büro zu kommen - und last but not least sind auch alle Terminsachen
(Überweisungen etc.) problematisch, da nun Postlaufzeiten einkalkuliert werden müssen.
Zusammenfassend stiehlt mir die VDS eine erhebliche Menge Zeit, die ich lieber sinnvoll für
meine Arbeit nutzen würde.”

• [...] ist “seit Anfang Januar 2008 ‚vorsichtig‘ mit meinen E-Mail-Kontakten”.
• [...] traut sich nicht mehr, am Telefon seine Meinung zu sagen.
• [...] teilt mit, sie schränke sich stark in der E-Mail-Kommunikation mit ihrer Familie in Marokko

ein, weil sie befürchtet, durch ihre Kontakte in diesen Staat verdächtig zu erscheinen.
• [...] schreibt: “Da ich mich bekanntermaßen antifaschistisch und politisch betätige muss ich

davon ausgehen, dass meine Daten besonders geprüft werden. Darunter fallen natürlich
auch private Kommunikationen. Seit in Kraft treten der Speicherung beschränken sich meine
Telefongespräche und Internetkorrespondenz nur noch auf das wesentliche”.

• [...] kündigt an, er werde künftig keine Steuererklärung mehr über das Internet übermitteln. Er
kaufe Bücher nun im Buchladen statt im Internet.

• [...] berichtet, er habe sich im Vorfeld der dortigen Landtagswahl nicht im Internet informiert
wegen der Befürchtung, man könne Rückschlüsse auf seine politische Einstellung ziehen.

• [...] schreibt: “sitze im rolli und kann nur die rechte hand bewegen. sprechen kann ich auch
nicht. internet und sms sind die einzigen möglichkeiten zur kommunikation, die ich habe. die
vorstellung, daß jedes wort von mir gespeichert wird, wirkt sowas von abschreckend und...
frustrierend auf mich. kein mensch, keine sache, hat durch mich irgendeinen schaden zu
befürchten... ich möchte nur in ruhe und unbeobachtet mein ohnehin sehr eingeschränktes
leben leben...”

• [...] hat “im privaten Umfeld Einschränkungen bemerkt. Freunde und Bekannte schreiben
unabhängig vom jeweiligen Inhalt weniger Emails und führen lieber persönliche statt
Telefongespräche. Besonders Personen, die sich politisch engagieren, fühlen sich stark
eingeschränkt.”

• [...] ist schwerhörig und kann daher nicht telefonieren; mit persönlichen Gesprächen hat er
ebenfalls Probleme. Im Dezember 2007 habe ihn sein Anwalt gewarnt, in E-Mails und SMS
“allzu offene Fragen über den Umgang mit Ämtern zu schreiben (Marke ‚wie kriegt man das
Sozialamt dazu, das und jenes zu genehmigen?‘).” Herr O. beklagt sich, er müsse “in Zukunft
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extra Termine mit Anwalt, Behindertenbeauftragten, anderen sozialen Beratungsstellen, etc.
machen.”

• [...] ist in einer Attac-Gruppe aktiv und berichtet, “seit dem 1.1.08 werden die Beiträge im
Internet wie zensiert, die Diskussionsteilnehmer trauen sich nicht mehr ihre Meinung äussern,
auch in privaten Gesprächen beobachte ich das Phänomen der Einschüchterung, die
Menschen achten genauer auf die Wortauswahl, auch die Bereitschaft über bestimmte
Fragen zu diskutieren ist verschwunden, sie werden häufig abgewimmelt, das können wir so
wie so nicht ändern.”

• Anna T. (Name geändert) schreibt: “Letztes Jahr habe ich einige Hilfeseiten von
Missbrauchsopfern umgesehen und mir hier und da Rat und Hilfe gesucht. Auch konnte ich
sicher sein dass meine geschichte zu meiner realen person nicht zugeordnet werden konnte.
bei dem gedanken das jemand über meine ip - dann meinen namen meine adresse und
meine geschichte haben könnte wird mir ziemlich übel. Deshalb habe ich mich aus diversen
Foren und chats zurück gezogen und somit leider auch keine möglichkeit mehr mich mit
anderen anonymen opfern aus zu tauschen. Auch habe ich früher schon ein paar mal mit
der Telefonseelsorge Kontakt aufgenommen dieses würde ich auf grund des neuen gesetzes
nicht mehr tun. E-mails in diese richtung verfasse ich nicht mehr es ist zu schwer zu schreiben
wenn man im hinterkopf immer den gedanken hatt das viele leute (zb. provider , ermittler , )
dann schon mal wissen mit wem ich geschrieben habe , ich möchte nicht das jemand weiß
wann ich mit der telefonseelsorge , mit dem weißen Ring oder mit anderen betroffenen per
e- mail  kontakt aufnehme. Es war letztes jahr auch öfter der fall das ich mich mit anderen
Opfern übers telefon ausgetauscht habe ( meistends wenn die luft ganz eng wurde ) Heute
tausche ich mich auf grund des neuen gesetzes nicht mehr am telefon aus .”

Auf die Wiedergabe vieler weiterer entsprechender Berichte wird an dieser Stelle verzichtet.

Eine Vielzahl der Berichte hat auch eher irrationale Kommunikationsstörungen zum Gegenstand.
Gesprächspartner wollten etwa nur noch kurze Gespräche führen, oder es wird ein “Knacken in
der Leitung”, ein verlangsamter Internetzugang oder eine sonstige technische Störung
gemeldet. [...] moniert etwa, er habe “das eigenartige Gefühl, das eine dritte Person mithört”.
Rechtsanwalt [...] teilt einen Fall im Januar 2008 mit: “Im einen Fall wollte ein von mir angerufener
Mandant am Telefon nicht über Details des Mandatsverhältnisses sprechen (wobei er
offensichtlich die Grenzen der VDS verkannte)”. Wenngleich derartiges Verhalten im Hinblick auf
die Vorratsdatenspeicherung irrational erscheinen mag, sind solche Ängste dennoch direkt
durch das Gesetz bedingt und als dessen Folge anzusehen. Erstmals in der Geschichte der
Bundesrepublik wird jeder elektronische Kontakt nach seinen Umständen registriert und
gespeichert. Oft schreckt schon die Befürchtung einer Überwachung von unbefangener
Kommunikation ab. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts finden auch
solche Befürchtungen vor der Verfassung Beachtung.

Viele Personen berichten, sie oder ihre Gesprächspartner setzten nun Verschlüsselung,
Anonymisierungsdienste oder sonstige Umgehungstechniken ein. Bereits in der
Beschwerdeschrift ist darauf hingewiesen worden, dass die Vorratsdatenspeicherung die
Nutzung von Verschleierungsmöglichkeiten befördert und dadurch selbst im Fall schwerer
Straftaten eine gezielte Überwachung vereiteln kann. Die Initiative “no abuse in internet” (naiin),
eine von der Wirtschaft getragene Einrichtung zur Bekämpfung von Online-Kriminalität,
befürchtet nun in der Tat, “dass die Aufklärung von per Internet verübten Straftaten durch die
massenhafte Speicherung von Verbindungsdaten weiter erschwert wird.”4

                                                
4 Pressemitteilung vom 28.01.2008, http://www.verbaende.com/News.php4?m=51288.
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Ferner werden vielerlei berufliche Beeinträchtigungen geschildert. Verbreitet sind etwa Klagen
von Journalisten, dass Informanten keine oder nur noch spärliche Informationen über
Telekommunikation mehr geben wollen. Eine Auswahl von Berichten aus diesem Bereich:

• Der Journalist [...] teilt mit, er habe im Januar 2008 eine Unterhaltung mit einem Informanten
“ins Freie verlegen müssen, da dieser, selbst via Telefon, nicht auf dem üblichen Wege
kommunizieren wollte.”

• Die Rundfunkjournalistin [...] recherchiert unter anderem die Unterbringung von Flüchtlingen
und Asylbewerbern in Thüringen. Sie berichtet von neuerlichen Problemen, “telefonisch oder
per Mail Auskunft über sensible Daten (illegale Flüchtlinge, Namen, Adressen) zu erhalten”.

• [...] schreibt: “als freiberuflicher Journalist bin ich natürlich mit den Auswirkungen der
Vorratsdatenspeicherung konfrontiert. Vor allem, wenn es darum geht, Insiderinformationen
aus Firmen, Behörden, Parteien,  Stadtverwaltungen oder sonstigen Institutionen zu
bekommen, ist die Kommunikation mit Informanten erschwert, in manchen Fällen auch
unmöglich geworden.”

• Der Journalist [...] befasst sich im Rahmen seiner Arbeit unter anderem mit
“Menschenrechtsverletzungen der EU-Agentur Frontex”. Jedoch: “Bereits zweimal im neuen
Jahr lehnten Kontaktpersonen den Informationsaustausch via Mail ab.” Für sich selbst erklärt
er: “Gespräche mit meinem Steuerberater, auch Gespräche mit meiner Bank, mit Kollegen
im journalistischen und im NGO-Bereich führe ich wann immer es mir möglich ist persönlich.”

• Der Journalist [...] schreibt, er schränke seine Internetnutzung im Bereich der Recherche über
die elektronischen Medien nun stark ein.

• Die Journalistin [...] berichtet, im Vorfeld des Inkrafttretens der Vorratsdatenspeicherung habe
sie “etliche Mails zum Thema” erhalten. Mehrere Personen hätten angekündigt, den E-Mail-
Kontakt abzubrechen oder ihr E-Mail-Postfach ganz zu löschen, wenn die
Vorratsdatenspeicherung in Kraft tritt. Hierbei handele es sich etwa um Personen, die Frau W.
“aus einem Selbstmordforum bekannt waren und die Sorge hatten, ihre Daten würden ggf.
irgendwie bekannt werden und dadurch Probleme entstehen”. Außerdem handele es sich
um Personen, die im Rahmen von journalistischen Recherchen zu Themen wie
“Bombenbauanleitungen im Internet” und “Kinderpornographie” Informationen zutragen
wollten. Schließlich habe ein Muslim aus Furcht vor Aufdeckung ein Interview abgesagt.

• Der Fernsehjournalist [...] beobachtet im Dokumentarfilmbereich, “dass wichtige Gespräche
nicht mehr telefonisch oder per Email erfolgen.”

• [...] schreibt, wichtige Informationen übermittele er nur noch persönlich. Er habe seinen E-
Mail-Verkehr stark eingeschränkt und steuere im Internet Informationen über “verdächtige”
Staaten wie Pakistan nicht mehr an, was ihn allerdings in seiner Tätigkeit als Erdkundelehrer
beeinträchtige.

• [...] ist Drehbuchautorin und berichtet: “Seit dem 1.1.2008 bekomme ich bei telefonischen
Recherchen, besonders in der ehemaligen DDR, nur noch zögerlich Auskünfte. Genauer:
Mein neuester Krimistoff, den ich gerade entwickle, hat den noch wenig bekannten Wismut-
Skandal zum Inhalt, d.h. ca. 2.800 ehemaligen Uranerz-Bergmänner der DDR, die durch die
Radioaktivität in den Stollen Krebserkrankungen bekommen haben, wird eine Unfallrente
verweigert. Schon zwei Betroffene sagen mir, ihnen wäre lieber, ich würde persönlich
vorbeikommen, denn am Telefon würde sie nicht so gerne sprechen. Einer war der
Überzeugung, dass ab 1.1.2008 auch die Inhalte der Telefongespräche, nicht nur die
Verbindungsdaten aufgezeichnet werden, er hätte genug Erfahrung mit der Stasi ...”

• Der Schriftsteller [...] berichtet, er habe alle Internetrecherchen eingestellt und schreibe nur
noch belanglose E-Mails.

• [...] ist Journalist / Chefredakteur für internationale und nationale Medien und berichtet: “Seit
dem 01.01.08 haben wir größte Probleme mit Informanten die uns bei brisanten
Angelegenheiten nur noch sehr begrenzt Telefonate oder elektronische Kommunikation
einsetzen.”
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• Der Journalist [...] schreibt: “Viele Informanten lehnen inzwischen nicht nur Telefonate oder
emails ab, sondern auch direkte Gespräche und Treffen.” “Sie [die
Vorratsdatenspeicherung] ist für meine tägliche Arbeit als Sport-Journalist etwa beim Thema
Doping eine Katastrophe.”

• Der Journalist [...] recherchiert zurzeit zum Thema Kurden in Deutschland. “In diesem
Zusammenhang ist es vorgekommen, dass aus Sorge, ‚abgehört und gespeichert zu
werden‘, um ein persönliches Gespräch gebeten wurde bzw. Themen/Begriffe am Telefon
oder in eMails ausgespart wurden.”

• Der Journalist [...] schreibt unter anderem über Unfälle, Großbrände und Polizeieinsätze. Er
berichtet: “Bereits in der Neujahresnacht teilte mir im Rahmen der Recherche über einen
tödlichen Unfall in Troisdorf (Rhein-Sieg-Kreis) ein zuverlässiger Informant von einer
Behörde/Organisation mit Sicherheitsaufgaben (Polizei, Feuerwehr, Rettungsdienst)
ausdrücklich am Telefon mit, dass er ‚ab heute nie mehr unter dieser Nummer‘ angerufen
werden möchte. Dies bezieht sich auf sein dienstliches Mobiltelefon. Zwar sind die von ihm
zugespielten Informationen im Prinzip für den Informanten keine Gefahr, jedoch möchte er
Probleme mit dem Arbeitgeber vermeiden. [...] Ein weiterer Informant, ebenfalls bei einer der
o.g. Behörden und Organisationen, gab mir bis zu diesem Tag schnelle und zeitkritische
Rückmeldungen über die tatsächliche Lage von Feuerwehr- und Polizeieinsätzen und somit
echte Insider-Informationen per Mobiltelefon und SMS. Bereits im Vorfeld hatte man versucht
zu ermitteln, woher ich die für Zeitungen ‚Gold‘ werten Informationen erhalten hatte. Aus
Gründen des von mir zugesicherten Informantenschutzes habe ich ihm empfehlen müssen,
nicht mehr mobiltelefonischen Kontakt zu mir aufzunehmen. Für den Bereich der
Kommunalpolitik-Berichterstattung sei gesagt, dass zuvor per SMS empfangene
‚Eilmeldungen‘ aus wichtigen Sitzungen komplett versiegt sind.”

Es gibt auch Berichte aus dem politischen Bereich:

• [...] ist Mitglied einer Berliner Bezirksverordnetenversammlung und erhält in dieser Eigenschaft
“immer wieder Informationen von den Mitarbeitern in den Behörden. Da ich nicht Mitglied in
einer der großen Parteien bin, gibt es bei uns nicht so viele, die dort beschäftigt sind - viele
der Informationsgeber sind mir also nicht persönlich bekannt. Oftmals weiß ich von ihnen nur,
dass sie mit meiner Arbeit sympathisieren oder aber auf Mißstände und Entwicklungen
hinweisen und sie in den politischen Entscheidungsprozeß eingebracht sehen wollen, für die
sich die Großparteien - aus welchen Gründen auch immer - nicht interessieren. Meine Arbeit
ist auf Kontakte dieser Art angewiesen. In der heutigen Zeit, wo der öffentliche Arbeitgeber
jede Gelegenheit nutzt, um sich von Beschäftigen zu trennen, wollen naturgemäß viele
anonym bleiben. Mit der Vorratsspeicherung und der immer weiter um sich greifenden
Vernetzung befürchten sie, dass das nun nicht mehr sicher gestellt ist.”

• Der Abgeordnete im Europaparlament [...] teilt mit: “es gab inzwischen einen ersten Fall bei
mir. Ein Informant, ein Bundeswehrsoldat, der mir sensible Informationen geben wollte, mußte
mich direkt treffen, statt telefonisch seine Informationen durchzugeben.”

Störungen und Nachteile werden auch im Bereich der wirtschaftlichen und rechtlichen Beratung
beobachtet. Eine Auswahl der Berichte auf diesem Gebiet:

• Der Wirtschafts- und Finanzberater [...] berichtet: “meine Mandanten äußern sich in
steuerlichen Thematiken, sowie Kapitalanlageprodukten sehr verhalten. Für mich bedeutet
das: Für jedes Bisschen einen Termin legen. - Also hohe Zeitaufwendungen und Spritkosten.
Mit einigen Mandanten ist eine klare, telefonische Kommunikation nicht mehr möglich.
Vermutlich werde ich diese Mandanten nicht mehr betreuen können, da die Wege- und
Zeitaufwandskosten in keinem Verhältnis mehr zum Verdienst stehen. Eine Betreuung ist also
für mich aus wirtschaftlichen Gründen nicht mehr möglich.”
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• [...] von der Steuerberatungsgesellschaft [...] GmbH berichtet, dass Mandanten bei
“kritischen” Themen auf Kommunikationsmittel wie Telefon und insbesondere E-Mail
verzichteten und eine persönliche Beratung bevorzugten. Dies habe nachteilige
Auswirkungen auf die Arbeitsabläufe der Gesellschaft.

• Die Strafverteidigerin [...] hat festgestellt, “dass speziell meine Mandantschaft es vorzieht,
persönlich in meiner Kanzlei vorbei zu kommen als z.B. telefonischen oder e-mail Kontakt
aufzunehmen, was bei Mandanten die nicht vor Ort wohnen, regelmäßig zu Problemen
führt. Auch Gespräche mit Mitverteidigern/Mitverteidigerinnen werden am Telefon nicht
mehr so sachlich geführt, persönliche Gespräche nehmen zu, was natürlich mit erheblichem
Zeitaufwand verbunden ist.”

• Der Steuerberater [...] berichtet, sein Arbeitgeber habe ab 1. Januar 2008 den E-Mail-Verkehr
mit Mandanten auf das “absolute Minimum” beschränkt. Beratungen mittels E-Mail seien
nicht mehr zugelassen.

• Rechtsanwältin [...] erklärt: “per Email teile ich meinen Mandanten nur noch Themen mit, die
rein informativ sind und keine entscheidenden Details aus dem Mandat enthalten.”

• [...] berichtet: “der Verein Tacheles e.V. betreibt eine Internetseite zum Arbeitslosengeld II
nach dem SGB II mit rund 8 Mio. Zugriffen monatlich (www.tacheles-sozialhilfe.de). In den
letzten Wochen habe ich immer wieder sorgenvolle Anfragen bekommen, inwieweit jetzt die
Zugriffe auf die Tacheleswebseite behördlicherseits gespeichert werden. Der Verein Tacheles
e.V. ist Teil der freien Wohlfahrtspflege, ein Teil des Beratungsangebotes ist es umfängliche
Infos zum SGB II zu präsentieren und ein Diskussionsforum anzubieten. In diesem sind ca.
850.000 Beiträge. Aus den Anfragen wird ersichtlich, daß die Nutzer Angst haben das ihre
Daten Ermittlungsbehörden bekannt werden und somit ihr Recht auf Vertraulichkeit nicht
mehr gewahrt bleibt. Auch kriegt der Verein eine Menge Email Anfragen zu sozialrechtlichen
Fragestellungen auch hier werden immer wieder Befürchtungen von Fragestellern geäußert.
In der Gesamtheit läßt sich feststellen, bei Internetnutzern ist  deutlich eine Verunsicherung
festzustellen, anonyme Beratungsangebote der freien Wohlfahrtspflege werden damit
deutlich eingeschränkt. Soziale Arbeit setzt immer auf Vertraulichkeit und Verschwiegenheit,
diese wird durch diese Datenspeicherung unterminiert.”

• Rechtsanwalt [...] teilt mit, seine Mandanten telefonierten allenfalls noch über “Gebraucht-
Prepaid-karten aus dem In- und Ausland zu, um mit mir am Telefon ‚anzudeuten‘, wann man
sich wo treffen könnte. Inhalte werden kaum noch ausgetauscht. Verteidiger- wie
Anwaltsarbeit ist mit gigantischen privaten Zeitaufwendung an entlegenen Orten nur noch
möglich.”

• [...] berichtet: “als Unternehmensberater habe ich feststellen müssen, dass meine Kunden
keine sensiblen Informationen mehr per Telefon, Fax oder Email wünschen oder bereit sind zu
senden.”

• Rechtsanwalt [...] erlebt seit Jahresanfang, “dass Mandanten inzwischen vorsichtiger bzw.
geradezu verunsichert sind, am Telefon noch frei und offen zu sprechen. Eine sinnvolle
telefonische Vorberatung ist so kaum mehr möglich.”

• Der Steuerberater [...] hat bei einigen Mandanten festgestellt, “dass sie den Weg der
Kommunikation über das Telefon nun scheuen. Dies halte ich für sehr bedenklich, weil in der
Vergangenheit immer mal wieder der Fall eingetreten ist, dass Mandanten angefragt
haben, ob diese oder jene steuerliche Gestaltung noch mit dem Steuerrecht konform ist.
Solche Fälle konnte man häufig telefonisch mit einem kurzen Ja oder Nein beantworten und
dem Mandant aufzeigen, dass es immer besser ist, auf dem ‚Pfad der Tugend‘ zu bleiben.
Meine größte Befürchtung ist nun, dass es Mandanten zu ‚kompliziert/zeitaufwendig‘ wird,
derartige Dinge jedes Mal persönlich zu klären und somit auch schneller der Fall eintreten
kann, dass sich die Mandanten mangels Beratung strafbar machen.”

• Rechtsanwältin [...] berichtet: “es ist schwierig, bereits jetzt einen Wandel in dem
Kommunikationsverhalten meiner Mandanten festzustellen. Ich selbst aber bin in meiner
Kontaktaufnahme sehr viel vorsichtiger geworden. Denn ich habe sehr viele ausländische
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Mandanten, teilweise mit aufenthaltsrechtlichen Beschränkungen oder ganz ohne richtige
Papiere. Ich überlege daher jeweils vor jeder Kontaktaufnahme, mit welchen Mitteln ich
agiere, um keine möglichen Risiken zu setzen.”

• [...] ist Buchhalterin und Meditationslehrerin. Als Buchhalterin musste sie erfahren, dass ihre
Kunden einen Datenaustausch per Internet nicht mehr wünschen. “Das bedeutet für mich,
das ich meine Kunden persönlich aufsuchen muss, um die Unterlagen abzuholen.  Und das
bedeutete im ersten Monat 600 KM mehr fahren [...]Ich habe die Annahme von Kunden
(und das Entgelt) darauf abgestellt, dass die meisten Dinge sich telefonisch oder per Internet
regeln lassen. Da ich auf dem Land lebe und meine Kunden zwischen 80 KM und 450 KM
weit weg sind (die meisten etwa 100 KM einfache Fahrt), ist das existenzbedrohend.” Aus
dem Bereich der Meditation berichtet sie: “Auch da möchte keiner mehr, bis auf zwei
Ausnahmen, am Telefon über persönliche Dinge (Kindheitserinnerungen, aktuelle Probleme,
Mobbing) sprechen.”

• Rechtsanwalt und Notar [...] hat wegen des Gesetzes “Mandanten ernsthaft davor gewarnt,
durch Telefon, Fax oder E-Mail mit mir Kontakt aufzunehmen oder Schriftstücke zu
übermitteln. Dies hat zu einem Rückgang von Anfragen geführt, weil persönliche Besuche
mit höherem Aufwand verbunden sind.” Auch hat Herr Dr. S. seine E-Mail-Adresse aus dem
Briefkopf gelöscht.

Einschränkungen im Bereich Forschung und Lehre werden ebenfalls berichtet:

• [...] führt Telefoninterviews im Rahmen sozialwissenschaftlicher Forschungsarbeiten durch. Es
handelt sich um Studieninterviews, die teilweise im Auftrag von Universitäten, zum großen Teil
auch im Auftrag des IAB (Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung der BA) durchgeführt
werden. Sie berichtet, dass “die Skepsis der Klienten sehr stark zugenommen hat - viele auch,
die auf gezieltere Nachfrage die Vorratsdatenspeicherung thematisieren - und Angst vor der
Kommunikation mit Meinungsforschungsinstituten haben.” Ihre Vergütung sei zu ca. 20 - 25%
erfolgsunabhängig und setze im Übrigen ein abgeschlossenes Interview voraus. Die
Vorratsdatenspeicherung schmälere damit ihren Verdienst und könne im Ergebnis zum
Wegfall von Arbeitsplätzen in der Meinungsforschung führen.

• [...] schreibt: “Ich betreue unter anderem auch Studierende im Bereich des Dokumentarfilms.
In Fällen, wo diese sich mit kritischer Berichterstattung befassen, werde ich zunehmend um
direkte Beratungsgespräche gebeten, wo bisher auch eine E-Mail ausgereicht hätte.”

• [...] arbeitet in der universitären Onlineforschung am Lehrstuhl Persönlichkeitspsychologie
und schreibt: “Die Onlineforschung, welche vor allem durch weite Verbreitung, große
Teilnehmermengen und anonyme Teilnahme immer öfter angewandt wird, ist durch die
Vorratsdatenspeicherung bedroht. Für psychologische Studien über Persönlichkeit sind oft
sehr intime Fragen nötig. Diese Fragen werden von den Versuchsteilnehmern durch die
verlorene Anonymität nicht mehr beantwortet, wodurch die Forschung im Bereich
Psychologie sehr leidet.”

Einige der Berichte aus dem Bereich der Wirtschaft:

• [...] hat Probleme in seinem Unternehmen festgestellt: “unsere Kunden, für die wie teilweise
Prototypen fertigen, sind in ganz Europa verteilt, und schicken uns technische Zeichnungen
oder sonstige sicherheitsrelevante Beschreibungen nicht mehr per Email oder Fax zu sondern
wir müssen sie persönlich abholen, wenn wir den Auftrag an Land ziehen wollen - nun
können sie sich ja selber denken, dass das ein erheblicher Mehraufwand ist und teilweise
nicht realisiert werden kann. Wir haben letzte Woche wegen meinem oben genannten
Problem bereits einen Großkunden verloren, der einiges an dem Gesamtumsatz unseres
Unternehmens ausmachte. wir werden deswegen bereits 2 - 3 Arbeitsplätze in unserem 8
Mitarbeiterbetrieb streichen müssen.”
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• [...] ist hauptberuflicher Betriebsrat. “Dort war bislang E-Mailing immer eine sehr willkommene
und praktische Möglichkeit schnell und sicher Daten zu übermitteln. Durch die
Vorratsdatenspeicherung nun ist es leider dazu gekommen, dass einige Informationen nur
noch persönlich bzw. auf dem Postweg ausgetauscht werden. Dies ist bedauerlich, da es in
einigen arbeitsrechtlich relevanten Fällen auch um eine möglichst unverzügliche Klärung von
Sachverhalten geht. Dies zieht nach sich, dass diese Daten nur noch über den Weg von
Besuchen vor Ort eruiert werden können.”

• [...] arbeitet im Versicherungsgewerbe und bemerkt “verstärkt, daß solche Informationen
ungern per Telefon, Fax oder Email an mich weitergegeben werden. Eine unkomplizierte
Bearbeitung/Ausfertigung von Anfragen, Angeboten, etc. ist deutlich schwieriger geworden.
Das Einholen relevanter Kundendaten, die hierzu nötig sind, ist oft mit großen Schwierigkeiten
verbunden.”

• Der Systemadministrator [...] berichtet: “ich habe negative Auswirkungen oder besser gesagt
extreme Einschränkungen seit Inkrafttreten des Gesetzes. Dies wirkt sich im Kundenverkehr
aus. Die Kunden wollen oftmals nur noch per FAX oder schriftlicher Post Dokumente
versenden. Außerdem wird die Telefonie per Internet nicht mehr akzeptiert. Dadurch habe
ich zeitliche Verzögerungen UND vor allem höhere Kosten. Das FAX Gerät habe ich nun
wieder aus der Kiste im Keller holen müssen. War ja nicht mehr notwendig diese Art der
prähistorischen kommunikationsform.”

• [...] teilt mit, einige seiner Kunden wollten neuerdings “‚sicherheitsrelevante Beschreibungen
und Fragen‘ dazu nur noch persönlich übergeben bzw. besprechen”.

• [...] berichtet: “Seit Jahresbeginn habe ich in meiner Eigenschaft als Hauptvertrauensperson
schwerbehinderter Menschen beim Umweltministerium Baden-Württemberg und
Vertrauensperson schwerbehinderter Menschen bei der Landesanstalt für Umwelt,
Messungen und Naturschutz die Erfahrung gemacht, dass die Menschen, die ein gesetzlich
verbrieftes Recht auf Beratung und Unterstützung haben, sehr vorsichtig geworden sind. Dies
bezieht sich auf alle Kommunikationsebenen: Telefon, Fax, Brief und E-Mail. In persönlichen
Gesprächen wurde mir mitgeteilt, dass viele Menschen das Gefühl haben, dass sie unter
ständiger Beobachtung sind, denen sie sich nicht entziehen können.”

• [...] schickt “nur noch die nötigsten SMS; auch schalte ich mein Mobiltelefon aus, damit man
nicht meinen Standort bestimmen kann. Ich habe Angst, dass wenn zufällig in meiner Nähe
eine Straftat begangen wird, dass ich, wie auch immer, damit in Verbindung gebracht
werde, nur weil ich dort zur gleichen Zeit telefoniert hatte. Das schränkt für mich als
Firmeninhaber meine Reaktionszeiten deutlich ein!”

• [...] als betrieblicher Datenschutzbeauftragter tätig. Er berichtet von “Unsicherheiten bei
unseren Mandanten, die bislang der Privatnutzung der Kommunikationsmittel für ihre
Mitarbeiter zugestimmt haben”. Es droht der Entzug dieser Kommunikationsmöglichkeit durch
Arbeitgeber.

• [...] berichtet von konkreten Auswirkungen auf seinen Handelsbetrieb: “Ich habe seit der
Einführung vermehrt Briefpost von Kunden erhalten, die mir Teile ihre Adressen nur noch auf
diesem Wege mitteilen und Antworten auch nur auf diesem Weg haben wollen. Dies ist
natürlich zeitaufwendiger und führt zu Extrakosten. Das führt beispielsweise dazu, dass ich
auch Rechnungen wieder mit der Post versenden muss.”

Eine Auswahl der vielen Berichte aus dem Gesundheitsbereich:

• Der Hausarzt [...] schreibt: “Meine Praxis betreut suchtkranke Patient/inn/en. Von diesen
trauen sich bereits mehrere nicht mehr, über Telefon bzw. Mobiltelefon oder e-mail Kontakt
aufzunehmen, da sie Sorge haben, der Kontakt zu meiner Praxis könnte von staatlichen
Stellen registriert werden.”
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• [...] ist als ehrenamtlicher Seelsorger in einer christlichen Kirche tätig und teilt mit, “dass ich seit
Jahresbeginn ausschließlich persönliche Gespräche bzgl. der Seelsorge von Mann zu Mann
bzw. Frau erlebt habe - die telefonische Möglichkeit ist 2008 noch nicht genutzt worden”.

• Die psychologische Psychotherapeutin [...] erlebt, “daß Patienten nicht mehr ausführlich mit
mir telefonieren möchten, um ‚nicht gespeichert‘ zu werden. Da dies aber in Notsituationen
notwendig sein kann, erlebe ich die Vorratsdatenspeicherung als Behinderung meiner
psychotherapeutischen Arbeit und meines Auftrages zur Krankenbehandlung.”

• Der Sozialpädagoge und Suchtberater [...] schreibt, “es gibt in der niedrigschwelligen Arbeit
mit Drogenabhängigen sehr negative Effekte zu beobachten. In der Lebenswelt von Heroin-
Kokain- oder Crackabhängigen ist zumeist nur eine unsteter Kontakt möglich, da dies
gewissermaßen per Definition zum Krankheitsbild gehört; die Kontaktschwierigkeiten der
Suchtkranken. Viele dieser Menschen sind auf niedrigschwellige Angebot angewiesen, die es
zum Glück zuhauf gibt. In den meisten Fällen ist aus den obengenanntem Grund und der
leider sehr stark reduzierten Personalstruktur (hier in Kiel in einer Drogenberatung ein
durchschnittlicher Schlüssel von 200 Klienten auf eine Vollzeitstelle) die meiste Zeit des
Kontaktes nur telefonisch möglich. Aufgrund des Krankheitsbildes bei langfristiger
Abhängigkeit und der Komorbidität mit schweren Beierkrankungen (wie z.B. Hepatitis), die
weit verbreitet sind, und der daraus resultierenden lockeren Kontaktdichte, sind die
telefonischen Gespräche professioneller Kräfte der Sozialen Arbeit in der Suchtkrankenhilfe
mit diesen Klienten im Großteil akut, d.h. mit akutem Handlungsbedarf gerade im
medizinischem Sinne. Ein weiterer wichtiger Teil der Diagnose bei der beschriebenen Clientel
ist der Mangel an Eigenverantwortung und der fehlenden Kompetenz, für die eigene
Gesundheit zu sorgen. Es geht zumeist ums Überleben. Seit dem 1.1.2008 und der damit
einsetzenden Vorratsdatenspeicherung sind derartige Kontakte stark zurückgegangen,
aufgrund der Angst der Klienten, überwacht zu werden, was aus obg. Gründen den
Gesundheitszustand der Klienten sehr verschlechtern kann. Ein weiterer Grund der
Erschwernis der Kontaktdichte ist der zu dieser Art der Sucht fast schon dazuzugehörenden
Problematik der Kriminalität und Vorstrafen, da der Besitz von den benötigten Drogen schon
illegal ist, und somit eine Straftat nezessär bei diesen Klienten immer vorliegt, ist die Angst vor
Überwachung wegen der drohenden Strafverfolgung noch vergrößert seit Beginn diesen
Jahres.”

• [...] von der Evangelischen Konferenz für Telefonseelsorge und Offene Tür e.V. berichtet: “Seit
Anfang des Jahres erreichen mich Anfragen von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der
Telefonseelsorgestellen, was sie besorgten Anruferinnen und Anrufern mitteilen können, die
Angst haben, dass ihre Anrufe bei der Telefonseelsorge nicht mehr vertraulich sein könnten.”

• [...] berichtet: “da ich als ärztliche Psychotherapeutin in einem sehr sensiblen
Kommunikationsfeld arbeite, wirkt sich die Vorratsdatenspeicherung selbstverständlich auf
meine Arbeit aus. Ein E-Mail-Austausch mit Patienten, der notfallmäßig gelegentlich
stattfand, ist nun nicht mehr möglich.”

• [...] ist Gemeindepfarrer. Konkrete Auswirkungen habe er noch nicht bemerkt. Er befürchte
aber, dass Anrufe wegen der Datenspeicherung unterbleiben und er davon nicht erfährt.

• Die Fachärztin für Allgemeinmedizin [...] berichtet: “Meine Arztpraxis leidet enorm unter der
Vorratsdatenspeicherung. Meine Patienten möchten kaum noch etwas telefonisch
besprechen. Oder anderweitig telekommunizieren. Das macht es für mich und für sie sehr
schwierig, denn meine Klientel besteht überwiegend aus Menschen in leitenden Positionen
oder Unternehmern (auch Solo- und Klein-Unternehmer), die auf meine regelmäßigen
Telefonsprechstunden oder live-cam Besprechungen angewiesen sind. Das
Vertrauensverhältnis Ärztin-Patient ist durch die Vorratsdatenspeicherung nachhaltig gestört.
Das führt für meine Patienten zu wesentlich eingeschränkter Erreichbarkeit medizinischer
Beratung und Versorgung - und für meine Praxis zu erheblichen Umsatzeinbußen (zusätzlich
zu denen der Gesundheitsreform).”
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• [...] schreibt: “Als Evangelischer Pfarrer in Iserlohn, der sich mit seinem Schwerpunktbereich
"City-Arbeit" gerade auch an Außenstehende wendet, habe ich gestern (28.01.2008) ein Mail
bekommen, dessen Text ich Ihnen nachstehend kopiere: ‚Sehr geehrter Herr K[...], auch
wenn diese Mail merkwürdig wirkt, bitte ich Sie mir zu antworten. Ich habe einige Fragen an
Sie: 1. Nutzen Sie nur diese Mailadresse, oder greifen auch andere darauf zu? 2. Wie steht es
bei Ihnen mit der Schweigepflicht? 3. Wann halten Sie, persönlich, Gottesdienst ab? 4. Wäre
es einmal möglich ein Vieraugengespräch zuführen? [...]‘ Dieser Text macht für mich
offensichtlich, welche Ängste durch die Vorratsspeicherung erzeugt werden, weil dann nicht
mehr gewährleistet ist, dass die Betroffenen bei seelsorgerliche Beiträgen vor der
Kenntnisnahme durch Außenstehende geschützt werden.”

• [...] berichtet von Einschränkungen bei der Terminabsprache im seelsorgerlichen und
psychotherapeutischen Bereich: “Termine werden weniger, wie bisher üblich, per eMail oder
Telefon abgesprochen sondern bewusst nur noch persönlich oder per Briefpost - letzteres
verursacht einen wesentliche höheren Arbeits- und Kostenaufwand.”

• Die auch als Coach tätige Heilpraktikerin [...] hat “früher häufiger kurze ‚Zustandsberichte‘
oder auch ausführliche e-Mails über persönliche und sehr private Zusammenhänge und
Hintergründe erhalten. Zeitweise habe ich sogar e-Mail-Coaching/Beratung gemacht. [...]
Meine KlientInnen schreiben seit ein paar Wochen nicht mehr so ausführlich bzw. vermeiden
den e-Mail-Kontakt ganz. SMS wird nur noch zur Terminvereinbarung genutzt. Das ist sehr
schade, da ich mit Mail oder auch SMS ‚zwischendurch‘ immer mal Hilfestellung geben
konnte, ohne gleich ein Telefonat führen zu müssen.”

• Der Facharzt [...], der in einem Berliner Klinikum arbeitet, berichtet, in “Gesprächen
(Aufklärung, Therapiebegleitung etc.) kommt durchaus von einigen Patienten, aber auch
deren Angehörigen die Sorge vor der Möglichkeit der Erstellung von Kommunikations- und
Bewegungsprofilen zur Sprache. Die Folge davon ist, dass in Einzelfällen bereits Patienten von
telefonischen Kontaktaufnahmen zwecks Beratung abgesehen haben, wodurch
Verzögerungen bis zum Therapiebeginn entstanden, die aus ärztlicher Sicht gefährlich
waren. Beispiel: Eine Patientin vermeidet eine telefonische bzw. Mail- Nachfrage nach
Behandlungsmöglichkeit für ihre Tumorerkrankung, wodurch sich - im Warten auf einen
persönlichen Gesprächstermin der Behandlungsbeginn verzögert. In der Zwischenzeit wächst
der Tumor leider weiter, die Prognose der Patientin verschlechtert sich. Ähnlich sieht es bei
anderen Abteilungen in unserem Hause aus, wo sich, besonders bei Suchtproblemen oder
den psychiatrischen Fachgebieten, Patienten mit der Kontaktaufnahme über elektron.
Medien (Tel. /Mail) zurückhalten, weil alleine schon die Kenntnis der Kontaktaufnahme (z.B.
zur Suchtberatung oder zum psychiatrischen Notdienst) Rückschlüsse auf bestimmte
Probleme erlauben würde, selbst wenn der Inhalt dieser Kommunikation nicht bekannt ist.”

• [...] ist Psychotherapeutin. Sie sieht sich seit Inkraftteten des Gesetzes zur
Vorratsdatenspeicherung gezwungen, Patienten am Telefon auf die Datenspeicherung
hinzuweisen. “Infolge dessen ist es bereist mehrfach zu einem Abbruch des Gesprächs
seitens des Patienten gekommen, oder das Gespräch bewegte sich auf derart
oberflächlichem oder auch ‚kodiertem‘ Niveau, dass eine echte Arbeit mit dem Patienten
nicht möglich war.”

• Die Tierärztin [...] schreibt (sie ist ausländischer Herkunft): “Ich habe eine Klein- und
Großtierpraxis. In Bereich Großtiere habe gemerkt, dass einige Kunden rufen nicht mehr an in
der Praxis um sich zu erkundigen ob ein gewünschte Medikament vorhanden ist (so wie
früher) sondern die kommen vorbei, auch wenn es nur für eine Bestellung wäre. Gefragt
warum, bekam ich der Antwort: ‚wegen diese Verfolgung von Telefonaten‘. Insgesamt kann
ich bestätigen ein deutlich geringere Zahl von Telefonanrufe in mein Praxis seit 01.01.2008.”

• [...] ist Gestalttherapeut und berichtet: “Von Klienten weiß ich, daß sie zögern mich
telefonisch oder per Mail zu kontaktieren, wenn sie zwischendurch mal eine Frage haben
und diese erst beim nächsten treffen einbringen, da eben der Kontakt gespeichert wird.”



Meinhard Starostik Schriftsatz vom: 09.02.08  -  Seite: 11

Rechtsanwalt / Vereidigter Buchprüfer

• Das Unternehmen von [...] hat sich auf Persönlichkeitsentwicklung bei Einzelpersonen, in
Gruppen und in Unternehmen spezialisiert. “Seit dem in Kraft treten des Gesetzes zur
Vorratsdatenspeicherung, haben unsere Klienten große Hemmungen, über private und
auch intime Details am Telefon zu sprechen.”

• [...] teilt mit: “als selbständige Psychotherapeutin stelle ich seit Beginn des Jahres fest, daß ich
im Januar so gut wie keine email-Anfragen und telefonische Anfragen für
Paartherapie/Eheberatung und Psychotherapie habe.”

• [...] ist Sozialarbeiter und arbeitet ambulant mit Behinderten. Seit Anfang des Jahres “sind drei
Klienten zu mir gekommen, die wissen wollten, ob es wirklich so sei, daß alle Kommunikation
mit dem Mobiltelefon jetzt gespeichert werde. Hintergrund ist, daß es sich bei allen um
Psychotiker handelt, die zu paranoiden Störungen tendieren. Ich habe ihnen natürlich
wahrheitsgemäß geantwortet, muß nun aber damit rechnen, daß sie gerade in
Krisensituationen nicht unmittelbar Kontakt aufnehmen, sondern sich aus Scham oder
Verfolgungsangst isolieren.”

• [...] berichtet: “ich bin als Nervenarzt in einer eigenen Praxis tätig. In den vergangenen
Wochen ist es mit zweimal passiert, daß Patienten ihre Befürchtungen aussprachen, daß sie
mich nicht mehr wie bisher (manchmal) telefonisch um Rat fragen können (wollen). Diese
Ängste belasten die Menschen und sie trauen sich nicht mal mehr, über das Telefon (nicht
Internet, nicht mobil) anzufragen, weil es sich bei mir immer auch um Fragen handelt,
welche einen Hintergrund mit psychischer Krankheit haben.”

• Der Rettungsassistent [...] berichtet von einem Fall, in dem er “in einer Klinik einen Patienten
anmelden wollte und mit einem Arzt über die Erkrankung und Symptome des Patienten
gesprochen habe. In dem Gespräch hat mich der Patient unterbrochen und gebeten nicht
über das Telefon darüber zu berichten, da er nicht wolle das dies jeder mitbekommt. Als ich
nachfragte meinte er, aufgrund der Speicherung und der neuen Abhörgesetze. Für die
Anmeldung des Patienten war es aber unbedingt erforderlich die Klinik darüber vorab zu
Informieren.” Der Patient habe dann verlangt, dass Herr H. sein Privathandy benutzt.

Die berichteten Auswirkungen der angefochtenen Regelungen schon in den ersten Wochen
ihrer Geltung machen deutlich, dass es im Grunde keinen Bereich unserer Gesellschaft gibt, in
dem sich die Vorratsdatenspeicherung nicht verhängnisvoll auswirkt. Die Auswirkungen
übertreffen die in der Beschwerdeschrift geäußerten Befürchtungen noch und machen deutlich,
dass es dringend erforderlich ist, die §§ 113a, 113b TKG durch einstweilige Anordnung außer Kraft
zu setzen. Nur so können die empfindlichen Kommunikationsstörungen und die anderen
dargestellten, teilweise dramatischen Folgen wieder abgewendet werden. Es ist der deutschen
Bevölkerung nicht zumutbar, in Teilbereichen faktisch zu Kommunikationsbedingungen
zurückzukehren, wie sie vor Einführung von Telefon und Internet bestanden. Unabhängig von der
Frage, auf welche Betroffenenzahlen die Umfrage insgesamt schließen lässt, darf nicht
vergessen werden, dass schon ein einzelner Fall, in dem etwa ein Patient auf ein Telefonat
verzichtet, dessen Leben kosten kann.

Die angeführten Beispiele machen auch deutlich, dass es nicht genügen würde, nur die
Verwendung der auf Vorrat gesammelten Daten einzuschränken, etwa auf die Aufklärung
schwerer Straftaten. Es ist die Datensammlung selbst, die den Menschen das Vertrauen in die
Vertraulichkeit ihrer Kommunikation genommen hat und die ausgesetzt werden muss, um dieses
Vertrauen wieder herzustellen. Nur nicht gespeicherte Daten sind wirksam vor Missbrauch
geschützt. Da bereits die verdachtslose Sammlung sämtlicher Verbindungs- und Standortdaten
eine fundamentale Grundrechtsverletzung darstellt, haben die Bürgerinnen und Bürger einen
Anspruch darauf, vor der Datenspeicherung selbst geschützt zu werden.
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Anzumerken ist, dass nach Auskunft der EU-Kommission gegenwärtig erst acht der 27 EU-
Mitgliedsstaaten über Regelungen zur Vorratsdatenspeicherung verfügen.5 Offensichtlich sieht
auch die große Mehrzahl der EU-Mitgliedsstaaten keinen Anlass zur Umsetzung der Richtlinie zur
Vorratsdatenspeicherung, noch bevor der Europäische Gerichtshof über ihre Rechtmäßigkeit
entschieden hat.

Berlin, den 09/02/2008

Starostik

Rechtsanwalt

                                                
5 Dpa-Meldung vom 03.01.2008, http://www.ad-hoc-news.de/Aktuelle-

Nachrichten/de/14849376/Bei+umstrittener+Datenspeicherung+sind+viele+EU+L%E4ndern.


